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Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung gemäß 
Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO

Die Stadt Regensburg, Bauordnungsamt, 
erteilte Frau Kathrin Jungmayer 
mit Bescheid vom 26.05.2021 
(Az. 00091/2021 - 02) die beantragte 
baurechtliche Genehmigung für die 
Aufstockung eines Mehrfamilienhauses 
mit Erweiterung einer Wohneinheit 
auf dem Anwesen Regensburg, 
Brauergasse 8, Gemarkung Steinweg, 
Flurstück 7/3.

Die Genehmigung beinhaltet die 
Aufstockung eines bestehenden 
Wohnhauses zur Erweiterung einer 
Wohneinheit sowie die Errichtung eines 
Balkons an der südlichen Fassade.

Die Abstandsflächen können sich auf 
das südöstliche Nachbargrundstück Fl.-
Nr. 7/14 erstrecken, da diese innerhalb 
einer bestehenden Abstandsflächenüber-
nahmeerklärung liegen.

Der Baugenehmigung für das oben 
beschriebene Vorhaben liegen die mit 
amtlichem Prüfvermerk vom 26.05.2021 
versehenen Bauvorlagen zugrunde.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann 
innerhalb eines Monats nach seiner 
Bekanntgabe (in Form dieser 

öffentlichen Bekanntmachung) Klage 
beim Bayerischen Verwaltungsgericht 
Regensburg, Haidplatz 1, 
93047 Regensburg, schriftlich, zur 
Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts 
oder elektronisch in einer für den 
Schriftformersatz zugelassenen 
Form erhoben werden. Die Klage 
muss den Kläger, die Beklagte (Stadt 
Regensburg) und den Gegenstand des 
Klagebegehrens bezeichnen und soll 
einen bestimmten Antrag enthalten. Die 
zur Begründung dienenden Tatsachen 
und Beweismittel sollen angegeben, der 
angefochtene Bescheid soll in Urschrift 
oder in Abschrift beigefügt werden. Der 
Klage und allen Schriftsätzen sollen 
Abschriften für die übrigen Beteiligten 
beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
Die Monatsfrist wird mit dem Tage dieser 
öffentlichen Bekanntmachung in Lauf 
gesetzt (Art. 66 Abs. 2 Satz 6 Bayerische 
Bauordnung). Eine Klageerhebung 
in elektronischer Form per einfacher 
E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet 
keine rechtlichen Wirkungen. Nähere 
Informationen zur elektronischen 
Einlegung von Rechtsbehelfen 
entnehmen Sie bitte der Internetpräsenz 

der Verwaltungsgerichtsbarkeit  
(www.vgh.bayern.de).

Kraft Bundesrechts wird in Prozess- 
verfahren vor den Verwaltungsgerichten 
infolge der Klageerhebung eine Verfah-
rensgebühr fällig.

Sonstiger Hinweis:
Nachbarn des Bauvorhabens können 
die Akten des Baugenehmigungsverfah-
rens beim Bauordnungsamt der Stadt 
Regensburg (Neues Rathaus, 3. Ober-
geschoss, Zi. Nr. 3.044) während der 
allgemeinen Geschäftszeiten (Montag, 
Dienstag und Freitag von 8.00 bis 
11.30 Uhr sowie am Donnerstag von 
8.00 bis 13.00 Uhr und von 15.00 bis 
17.30 Uhr) einsehen. Eine vorherige 
Terminvereinbarung, Telefon (0941) 507-
3631, wird empfohlen.

Regensburg, 27. Mai 2021

Stadt Regensburg
Bauordnungsamt

Im Auftrag

Frohschammer
Leitender Rechtsdirektor
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Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung gemäß 
Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO

Die Stadt Regensburg, Bauordnungsamt, 
erteilte mit Bescheid vom 21.05.2021 
(Az. 622/2021) der M1 Immobilien GmbH 
die beantragte Änderungsgenehmigung 
für den Neubau eines Mehrfamilien-
hauses mit Tiefgarage auf dem Grund-
stück „Maierhoferstraße 1, 1a“  
(Flurstück 2514, Gemarkung Regensburg) 
in Regensburg.

Die Änderungsgenehmigung 
für das Bauvorhaben wurde in 
Abänderung der Baugenehmigung 
vom 15. September 2020 
(Az. 2819/2019) sowie nach Maßgabe 
der mit Genehmigungsvermerk vom 
21. Mai 2021 versehenen Bauvorlagen 
erteilt. Die Baugenehmigung vom 
15. September 2020 gilt weiter, sofern 
diese im Einzelnen nicht durch die 
Änderungsgenehmigung aufgehoben 
bzw. abgeändert wird.

Gegenstand der Änderungsgenehmigung 
sind folgende Maßnahmen:

 ●  Vergrößerung der Vorbauten (Risalite) 
an der Westfassade

 ●  Änderung der Tiefgaragenabfahrt und 
des Rampenbauwerks

 ●  Grundrissänderungen in der Tiefgarage 
bzw. im Untergeschoss

 ●  Änderung der Feuersstätte

Von den Vorschriften über die Tiefe 
der Abstandsflächen wurde für die 
Nichteinhaltung der Abstandsfläche 
vor der südlichen Außenwand des 
Rampenbauwerkes eine Abweichung 
zugelassen. Das Rampenbauwerk, das 
auch dem Lärmschutz dienlich ist, ist 

in einer Länge von ca. 8 m mit einer 
Höhe von ca. 2,5 m und in einer Länge 
von ca. 7,7 m mit einer Höhe von ca. 
1 m geplant. Das Bauvorhaben liegt 
im Bereich des Ensembles „Altstadt 
von Regensburg mit Stadtamhof“. Die 
denkmalrechtliche Erlaubnis wurde durch 
die Baugenehmigung ersetzt.

Der Baugenehmigung für das oben 
beschriebene Vorhaben liegen die 
mit amtlichem Prüfvermerk vom 
21. Mai 2021 versehenen Bauvorlagen 
zugrunde.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb 
eines Monats nach seiner Bekanntgabe 
(in Form dieser öffentlichen Bekanntma-
chung) Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht Regensburg, Haidplatz 1, 
93047 Regensburg, schriftlich, zur  
Niederschrift des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle dieses Gerichts oder 
elektronisch in einer für den Schrift- 
formersatz zugelassenen Form erhoben 
werden. Die Klage muss den Kläger, 
die Beklagte (Stadt Regensburg) und 
den Gegenstand des Klagebegehrens 
bezeichnen und soll einen bestimmten 
Antrag enthalten. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben, der angefochtene Be-
scheid soll in Urschrift oder in Abschrift 
beigefügt werden. Der Klage und allen 
Schriftsätzen sollen Abschriften für die 
übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
Die Monatsfrist wird mit dem Tage dieser 
öffentlichen Bekanntmachung in Lauf 

gesetzt (Art. 66 Abs. 2 Satz 6 Bayerische 
Bauordnung). Eine Klageerhebung 
in elektronischer Form per einfacher 
E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet 
keine rechtlichen Wirkungen. Nähere 
Informationen zur elektronischen 
Einlegung von Rechtsbehelfen 
entnehmen Sie bitte der Internetpräsenz 
der Verwaltungsgerichtsbarkeit  
(www.vgh.bayern.de).

Kraft Bundesrechts wird in Prozess-
verfahren vor den Verwaltungsgerichten 
infolge der Klageerhebung eine Verfah-
rensgebühr fällig.

Sonstiger Hinweis:
Nachbarn des Bauvorhabens können die 
Akten des Baugenehmigungsverfahrens 
beim Bauordnungsamt der Stadt 
Regensburg (Neues Rathaus, 
3. Obergeschoss, Zi. Nr. 3.052) während 
der allgemeinen Geschäftszeiten 
(Montag, Dienstag und Freitag von 
8.00 bis 11.30 Uhr sowie am Donnerstag 
von 8.00 bis 13.00 Uhr und von 15.00 bis 
17.30 Uhr) einsehen. Eine vorherige 
Terminvereinbarung, Telefon (0941) 507-
1636, wird empfohlen.

Regensburg, 27. Mai 2021

Stadt Regensburg
Bauordnungsamt

Im Auftrag

Frohschammer
Leitender Rechtsdirektor
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Offenlegung des Jahresabschlusses von Theater Regensburg 
für die Spielzeit 2019/2020

Der Jahresabschluss von Theater Re-
gensburg in seiner Rechtsform als Kom-
munalunternehmen liegt für die Spielzeit 
2019/2020 vor und kann ab dem 14. Juni 
sieben Tage lang beim Theater Regens-
burg, Bismarckplatz 7 bei Herrn Christian 
Stang eingesehen werden.

Bestätigungsvermerk des unabhängigen 
Abschlussprüfers:
An die Theater Regensburg AöR,  
Regensburg

Prüfungsurteile
Wir haben den Jahresabschluss der 
Theater Regensburg AöR, Regens-
burg, – bestehend aus der Bilanz zum 
31. August 2020 und der Gewinn- und 
Verlustrechnung für das Geschäfts-
jahr vom 1. September 2019 bis zum 
31. August 2020 sowie dem Anhang, 
einschließlich der Darstellung der  
Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 
– geprüft. Darüber hinaus haben wir den 
Lagebericht der Theater Regensburg 
AöR, Regensburg, für das Geschäftsjahr 
vom 1. September 2019 bis zum  
31. August 2020 geprüft. Durch Art. 107 
GO Bay wurde der Prüfungsgegenstand 
erweitert. Die Prüfung erstreckt sich da-
her auch auf die wirtschaftlichen Verhält-
nisse des Kommunalunternehmens i. S. v.  
§ 53 Abs. 1 Nr. 2 HGrG.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei 
der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

 ● entspricht der beigefügte Jahresab-
schluss in allen wesentlichen Belangen 
den deutschen handelsrechtlichen 
bzw. landesrechtlichen Vorschriften so-
wie den ergänzenden Bestimmungen 
der Satzung und vermittelt unter Be-
achtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entspre-
chendes Bild der Vermögens- und  
Finanzlage der Gesellschaft zum 
31. August 2020 sowie ihrer Ertragslage 
für das Geschäftsjahr vom 1. September 
2019 bis zum 31. August 2020 und 

 ● vermittelt der beigefügte Lagebericht 
insgesamt ein zutreffendes Bild von 
der Lage der Gesellschaft. In allen  
wesentlichen Belangen steht dieser  
Lagebericht in Einklang mit dem 

Jahresabschluss, entspricht den 
deutschen gesetzlichen bzw. landes-
rechtlichen Vorschriften und stellt die 
Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend dar. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB  
erklären wir, dass unsere Prüfung zu  
keinen Einwendungen gegen die Ord-
nungsmäßigkeit des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile
Wir haben unsere Prüfung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts in Über-
einstimmung mit § 317 HGB und Art. 107 
GO Bay unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere 
Verantwortung nach diesen Vorschriften 
und Grundsätzen ist im Abschnitt „Ver-
antwortung des Abschlussprüfers für die 
Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts“ unseres Bestätigungsver-
merks weitergehend beschrieben. Wir 
sind von dem Unternehmen unabhängig 
in Übereinstimmung mit den deutschen 
handelsrechtlichen und berufsrechtlichen 
Vorschriften und haben unsere sonstigen 
deutschen Berufspflichten in Übereinstim-
mung mit diesen Anforderungen erfüllt. 
Wir sind der Auffassung, dass die von uns 
erlangten Prüfungsnachweise ausreichend 
und geeignet sind, um als Grundlage für 
unsere Prüfungsurteile zum Jahresab-
schluss und zum Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Ver-
treter und des Verwaltungsrats für den 
Jahresabschluss und den Lagebericht
Die gesetzlichen Vertreter sind verant-
wortlich für die Aufstellung des Jahres-
abschlusses, der den deutschen han-
delsrechtlichen bzw. landesrechtlichen 
Vorschriften, den Vorschriften der GO 
Bay sowie den ergänzenden Bestim-
mungen der Satzung in allen wesentlichen 
Belangen entspricht, und dafür, dass der 
Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmä-
ßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der 
Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die 
gesetzlichen Vertreter verantwortlich für 
die internen Kontrollen, die sie in Über-

einstimmung mit den deutschen Grund-
sätzen ordnungsmäßiger Buchführung 
als notwendig bestimmt haben, um die 
Aufstellung eines Jahresabschlusses zu 
ermöglichen, der frei von wesentlichen 
– beabsichtigten oder unbeabsichtigten – 
falschen Darstellungen ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlus-
ses sind die gesetzlichen Vertreter 
dafür verantwortlich, die Fähigkeit der 
Gesellschaft zur Fortführung der Un-
ternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des 
Weiteren haben sie die Verantwortung, 
Sachverhalte in Zusammenhang mit der 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit, 
sofern einschlägig, anzugeben. Darüber 
hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf 
der Grundlage des Rechnungslegungs-
grundsatzes der Fortführung der Unter-
nehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern 
dem nicht tatsächliche oder rechtliche 
Gegebenheiten entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Ver-
treter verantwortlich für die Aufstellung 
des Lageberichts, der insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage der 
Gesellschaft vermittelt sowie in allen we-
sentlichen Belangen mit dem Jahresab-
schluss in Einklang steht, den deutschen 
gesetzlichen bzw. landesrechtlichen 
Vorschriften entspricht und die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend darstellt. Ferner sind die 
gesetzlichen Vertreter verantwortlich 
für die Vorkehrungen und Maßnahmen 
(Systeme), die sie als notwendig erachtet 
haben, um die Aufstellung eines Lage-
berichts in Übereinstimmung mit den 
anzuwendenden deutschen gesetzlichen 
bzw. landesrechtlichen Vorschriften zu 
ermöglichen, und um ausreichende ge-
eignete Nachweise für die Aussagen im 
Lagebericht erbringen zu können.

Der Verwaltungsrat ist verantwortlich 
für die Überwachung des Rechnungs-
legungsprozesses der Gesellschaft zur 
Aufstellung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers 
für die Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende 
Sicherheit darüber zu erlangen, ob der 
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Jahresabschluss als Ganzes frei von we-
sentlichen – beabsichtigten oder unbeab-
sichtigten – falschen Darstellungen ist, und 
ob der Lagebericht insgesamt ein zutref-
fendes Bild von der Lage der Gesellschaft 
vermittelt sowie in allen wesentlichen 
Belangen mit dem Jahresabschluss sowie 
mit den bei der Prüfung gewonnenen 
Erkenntnissen in Einklang steht, den deut-
schen gesetzlichen bzw. landesrechtlichen 
Vorschriften entspricht und die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend darstellt, sowie einen Bestä-
tigungsvermerk zu erteilen, der unsere 
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und 
zum Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß 
an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, 
dass eine in Übereinstimmung mit § 317 
HGB unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung 
eine wesentliche falsche Darstellung stets 
aufdeckt. Falsche Darstellungen können 
aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resul-
tieren und werden als wesentlich ange-
sehen, wenn vernünftigerweise erwartet 
werden könnte, dass sie einzeln oder 
insgesamt die auf der Grundlage dieses 
Jahresabschlusses und Lageberichts ge-
troffenen wirtschaftlichen Entscheidungen 
von Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtge-
mäßes Ermessen aus und bewahren eine 
kritische Grundhaltung. 

Darüber hinaus
 ● identifizieren und beurteilen wir die 
Risiken wesentlicher – beabsichtigter 
oder unbeabsichtigter – falscher Dar-
stellungen im Jahresabschluss und im 
Lagebericht, planen und führen Prü-
fungshandlungen als Reaktion auf diese 
Risiken durch sowie erlangen Prüfungs-
nachweise, die ausreichend und geeig-
net sind, um als Grundlage für unsere 
Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, 
dass wesentliche falsche Darstellungen 
nicht aufgedeckt werden, ist bei Ver-
stößen höher als bei Unrichtigkeiten, 
da Verstöße betrügerisches Zusam-
menwirken, Fälschungen, beabsichtigte 
Unvollständigkeiten, irreführende Dar-
stellungen bzw. das Außerkraftsetzen 
interner Kontrollen beinhalten können. 

 ● gewinnen wir ein Verständnis von dem 
für die Prüfung des Jahresabschlusses 
relevanten internen Kontrollsystem und 

den für die Prüfung des Lageberichts 
relevanten Vorkehrungen und Maß-
nahmen, um Prüfungshandlungen zu 
planen, die unter den gegebenen Um-
ständen angemessen sind, jedoch nicht 
mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur 
Wirksamkeit dieser Systeme der Gesell-
schaft abzugeben. 

 ● beurteilen wir die Angemessenheit der 
von den gesetzlichen Vertretern ange-
wandten Rechnungslegungsmethoden 
sowie die Vertretbarkeit der von den 
gesetzlichen Vertretern dargestellten 
geschätzten Werte und damit zusam-
menhängenden Angaben. 

 ● ziehen wir Schlussfolgerungen über 
die Angemessenheit des von den 
gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsgrundsatzes der 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
sowie, auf der Grundlage der erlangten 
Prüfungsnachweise, ob eine wesent-
liche Unsicherheit im Zusammenhang 
mit Ereignissen oder Gegebenheiten 
besteht, die bedeutsame Zweifel an 
der Fähigkeit der Gesellschaft zur 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
aufwerfen können. Falls wir zu dem 
Schluss kommen, dass eine wesent-
liche Unsicherheit besteht, sind wir 
verpflichtet, im Bestätigungsvermerk 
auf die dazugehörigen Angaben im 
Jahresabschluss und im Lagebericht 
aufmerksam zu machen oder, falls die-
se Angaben unangemessen sind, unser 
jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizie-
ren. Wir ziehen unsere Schlussfolge-
rungen auf der Grundlage der bis zum 
Datum unseres Bestätigungsvermerks 
erlangten Prüfungsnachweise. Zukünf-
tige Ereignisse oder Gegebenheiten 
können jedoch dazu führen, dass die 
Gesellschaft ihre Unternehmenstätig-
keit nicht mehr fortführen kann. 

 ● beurteilen wir die Gesamtdarstellung, 
den Aufbau und den Inhalt des Jahres-
abschlusses einschließlich der Anga-
ben sowie ob der Jahresabschluss die 
zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle 
und Ereignisse so darstellt, dass der 
Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmä-
ßiger Buchführung ein den tatsäch-
lichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage der Gesellschaft vermittelt. 

 ● beurteilen wir den Einklang des La-
geberichts mit dem Jahresabschluss, 

seine Gesetzesentsprechung und das 
von ihm vermittelte Bild von der Lage 
der Gesellschaft. 

 ● führen wir Prüfungshandlungen zu den 
von den gesetzlichen Vertretern darge-
stellten zukunftsorientierten Angaben 
im Lagebericht durch. Auf Basis ausrei-
chender geeigneter Prüfungsnachweise 
vollziehen wir dabei insbesondere die 
den zukunftsorientierten Angaben von 
den gesetzlichen Vertretern zugrunde 
gelegten bedeutsamen Annahmen nach 
und beurteilen die sachgerechte Ablei-
tung der zukunftsorientierten Angaben 
aus diesen Annahmen. Ein eigenstän-
diges Prüfungsurteil zu den zukunfts-
orientierten Angaben sowie zu den 
zugrunde liegenden Annahmen geben 
wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches 
unvermeidbares Risiko, dass künftige 
Ereignisse wesentlich von den zukunfts-
orientierten Angaben abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwa-
chung Verantwortlichen unter anderem 
den geplanten Umfang und die Zeitpla-
nung der Prüfung sowie bedeutsame 
Prüfungsfeststellungen, einschließlich 
etwaiger Mängel im internen Kontrollsys-
tem, die wir während unserer Prüfung 
feststellen. 

Regensburg, den 11. Dezember 2020

CM Treuhandgesellschaft Regensburg mbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Steuerberatungsgesellschaft

Mehltretter 
Wirtschaftsprüfer

Mit Beschluss des Verwaltungsrates vom 
12.02.2021, wurde der Jahresabschluss 
des Theaters Regensburg, Anstalt des 
öffentlichen Rechts, Regensburg, zum 
31. August  2020 festgestellt. Ferner wur-
de beschlossen, aus der Kapitalrücklage 
EUR 12.060.619,33 zu entnehmen und 
mit dem Bilanzverlust zum 31.08.2020 
in Höhe von EUR 12.060.619,33 zu 
verrechnen.

Regensburg, 19.02.2021

Jens Neundorff von Enzberg,  
Intendant       
       
Dr. Matthias Schloderer,  
Kfm. Direktor                  



Amtsblatt der Stadt Regensburg | Nr. 23 | Montag, 7. Juni 2021

Seite 5

Satzung
zur Änderung der Satzung der Stadt Regensburg über die Rechtsstellung der  
Bürgermeister und Bürgermeisterinnen und über die Entschädigung ehrenamtlich 
tätiger Personen (Rechtsstellungs- und Entschädigungssatzung)

vom 21. Mai 2021

Aufgrund der Art. 20 a, 23, 35 und 56 
der Gemeindeordnung für den Freistaat 
Bayern erlässt die Stadt Regensburg 
folgende Satzung:

§ 1

Die Satzung der Stadt Regensburg  
über die Rechtsstellung der Bürgermei-
ster und Bürgermeisterinnen und über 
die Entschädigung ehrenamtlich tätiger  
Personen (Rechtsstellungs- und Ent-
schädigungssatzung) vom 12. Juni 1997 
(AMBl. Nr. 26 vom 30. Juni 1997), 
zuletzt geändert durch die Satzung 
vom 15. Mai 2020 (AMBl. Nr. 22 vom 
25. Mai 2020), wird wie folgt geändert:

1. § 2 Abs. 9 wird wie folgt geändert:

a)  In Satz 4 wird der Betrag „20,00 €“ 
durch den Betrag „30,00 €“ und 
die Uhrzeit „19:00 Uhr“ durch die 
Uhrzeit „20:00 Uhr“ ersetzt.  

b)  Nach Satz 4 werden folgende neue 
Sätze 5 bis 7 eingefügt: 
 

„Stadtratsmitglieder, die keine 
Ersatzansprüche nach den 
Sätzen 1 und 4 haben, denen 
jedoch im beruflichen oder 
häuslichen Bereich durch die 
notwendige Teilnahme an 
Sitzungen ein Nachteil entsteht, 
der in der Regel nur durch das 
Nachholen versäumter Arbeit 
oder die Inanspruchnahme einer 
Hilfskraft ausgeglichen werden 
kann, erhalten für die Teilnahme an 
Sitzungen nach Satz 1 Buchst. a) 
und b) eine Pauschalentschädigung 
von 20,00 € je angefangene 
Stunde Sitzungsdauer, jedoch 
höchstens bis 20 Uhr. Ein 
Nachteil im häuslichen Bereich 
ist in der Regel nur anzunehmen, 
wenn dabei mindestens eine 
pflegebedürftige Person ab 
Pflegegrad 2, eine Person, bei der 
aufgrund einer Behinderung ein 
Betreuungsaufwand vorhanden 
ist, oder ein Kind bis zum 
vollendeten 12. Lebensjahr in 
dem zu versorgenden Haushalt 

betreut wird. Das Vorliegen 
der Voraussetzungen für einen 
Nachteilsausgleich ist mittels 
Formblatt unter Beifügung von 
Nachweisen zu bestätigen.“ 

c)  Der bisherige Satz 5 wird zu Satz 8 
und erhält folgende Fassung: 
 
„Die Ersatzleistungen nach diesem 
Absatz werden nur auf Antrag ge-
währt und sind spätestens sechs 
Monate nach dem jeweiligen Sit-
zungs- bzw. Besprechungstermin 
geltend zu machen.“

§ 2

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer 
Bekanntmachung in Kraft.

Regensburg, 21. Mai 2021

Stadt Regensburg

Gertrud Maltz-Schwarzfischer
Oberbürgermeisterin

Kraftloserklärung eines Sparkassenbuches

Das Sparbuch Nr. 3413146279 wird nach 
erfolgtem Aufgebot für kraftlos erklärt. 

Sparkasse Regensburg

Kraftloserklärung eines Sparkassenbuches

Das Sparbuch Nr. 3413280003 wird nach 
erfolgtem Aufgebot für kraftlos erklärt.

Sparkasse Regensburg



Amtsblatt der Stadt Regensburg | Nr. 23 | Montag, 7. Juni 2021

Impressum
Verantwortlich für den Inhalt der Veröffentlichung ist der betr. Verfasser bzw. Einsender. Bezugspreis bei wöchentlich einmaligem Erscheinen 
monatlich Euro 8,55 einschl. 7 % Mehrwertsteuer (= Euro 0,60). Sonderausgaben sind im Bezugspreis nicht eingeschlossen. Bei Nichterscheinen 
infolge höherer Gewalt kein Anspruch auf Rückvergütung des Bezugspreises. Nur im Abonnement erhältlich. Herausgegeben im Auftrag der Stadt 
Regensburg. Druck: Erhardi Druck GmbH, Verlag: Mittelbayerischer Verlag KG, Regensburg.

Öffentliche Ausschreibungen

Die Stadt Regensburg
Vergabeamt
D.-Martin-Luther-Str. 3
93047 Regensburg                               
Telefon (0941) 507-5629
Fax (0941) 507-4629
Mail: vergabestelle@regensburg.de

beabsichtigt, folgende Aufträge zu 
vergeben:

1. Offenes Verfahren nach VOB/A EU
21 E 049 – Schließanlage Clermont- 
Ferrand-Mittelschule

Absendung der Auftragsbekannt- 
machung im EU-Amtsblatt am 
26.05.2021

21 E 047 – Flachdacharbeiten nach  
DIN 18338

Absendung der Auftragsbekannt- 
machung im EU-Amtsblatt am 
28.05.2021

Vorankündigung

Information über beabsichtigte 
Beschränkte Ausschreibungen nach 
§ 3 a Abs. 2 Nr. 1 VOB/A 2019 ab einem 
voraussichtlichen Auftragswert von 
25.000 Euro ohne Umsatzsteuer, siehe 
unter www.regensburg.de/vergaben

Auftraggeber:
Stadt Regensburg
Vergabeamt
D.-Martin-Luther-Str. 3
93047 Regensburg
Telefon (0941) 507-5629
Fax (0941) 507-4629
E-Mail: vergabestelle@regensburg.de

Nähere Informationen zu oben  
genannten Ausschreibungen siehe  
unter www.vergabe.bayern.de

2. Öffentliche Ausschreibung nach 
VOB/A
21 A 112 – Landschaftsbauarbeiten – 
Errichtung der Außenanlagen für neuen 
Modulbau – GS Napoleonstein – 
Sonderpädagogisches Förderzentrum 
Bajuwarenstraße

Nähere Informationen zu oben  
genannter Ausschreibung siehe unter 
www.vergabe.bayern.de und  
www.regensburg.de/vergaben

3. Offenes Verfahren nach VgV
21 E 052 – Betrieb einer 
Obdachlosenunterkunft mit Tages- 
aufenthalt und Sozialberatung 

Absendung der Auftragsbekannt- 
machung im EU-Amtsblatt am 
28.05.2021

Nähere Informationen zu oben  
genannter Ausschreibung siehe unter 
www.vergabe.bayern.de

4. Öffentliche Ausschreibung nach 
UVgO
21 A 113 – Lieferung von Apple Geräten 
für Schulen

Nähere Informationen zu oben  
genannter Ausschreibung siehe unter 
www.regensburg.de/vergaben 


